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den Leiter darauf hinzuweisen und zu 
verlangen, daß sie beseitigt werden.

10. Die Bewährung am Arbeitsplatz 
wird mit dem Ablauf der im Urteil fest­
gelegten Zeitdauer, spätestens jedoch 
mit dem Ablauf der Bewährungszeit be­
endet. Wird dem Verurteilten gemäß 
§ 35 Abs. 2 der Rest der Bewährungszeit 
erlassen, endet damit auch die Ver­
pflichtung zur Bewährung am Arbeits­
platz. In dem Beschluß über den Erlaß 
des Restes der Bewährungszeit hat das

Gericht ausdrücklich festzustellen, daß 
damit auch die Bewährung am Arbeits­
platz beendet und die sich daraus erge­
benden Pflichten des Betriebes und des 
Verurteilten aufgehoben sind.
Die Bewährung am Arbeitsplatz wird 
auch beendet, wenn gemäß § 35 Abs. 3 
oder 4 die angedrohte Freiheitsstrafe 
vollzogen wird.

11. Zu den verfahrensrechtlichen Fra­
gen vgl. § 343 StPO und § 14 der 1. DB 
zur StPO.

§35
Abschluß oder Widerruf der Bewährungszeit

(1) Läuft die Bewährungszeit ab, ohne daß die Voraussetzungen für den Widerruf 
eingetreten sind, darf die angedrohte Freiheitsstrafe nicht mehr vollzogen werden.

(2) Macht der Verurteilte während der Bewährungszeit besonders anerkennens­
werte Fortschritte in seiner gesellschaftlichen und persönlichen Entwicklung und 
erfüllt er die ihm für die Bewährungszeit auferlegten Pflichten vorbildlich, 
kann das Gericht auf Antrag des für die erzieherische Einwirkung verantwort­
lichen Leiters (§ 32), eines Kollektivs, dem der Verurteilte angehört, oder eines 
Bürgen nach Ablauf von mindestens einem Jahr den Rest der Bewährungszeit 
durch Beschluß erlassen. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Die angedrohte Freiheitsstrafe ist zu vollziehen, wenn der Verurteilte während 
der Bewährungszeit eine vorsätzliche Straftat begeht, für die eine Strafe mit 
Freiheitsentzug ausgesprochen wird.

(4) Die angedrohte Freiheitsstrafe kann vollzogen werden, wenn der Verurteilte 
während der Bewährungszeit
1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer Geldstrafe verurteilt wird;
2. sich einer im Urteil gemäß § 33 Absätze 3 und 4 sowie § 34 auferlegten Ver­

pflichtung zur Bewährung und Wiedergutmachung entzieht;
3. durch undiszipliniertes Verhalten gegenüber seinen gesellschaftlichen Ver­

pflichtungen zum Ausdruck bringt, daß er keine Lehren aus der Verurteilung 
gezogen hat;

4. einer Aufenthaltsbeschränkung oder einem Tätigkeitsverbot zuwiderhandelt 
oder sich seiner Verpflichtung zur Zahlung einer Geldstrafe entzieht;

5. einer nach § 33 Absatz 4 Ziffer 6 ausgesprochenen Verpflichtung zur fach­
ärztlichen Behandlung nicht nachkommt.

(5) Das Gericht beschließt über den Vollzug der Freiheitsstrafe. Ist der Wider­
ruf der Bewährungszeit nicht erforderlich, kann das Gericht dem Verurteilten 
eine Verwarnung erteilen und ihn nachdrücklich darauf hinweisen, daß im 
Wiederholungsfälle der Vollzug der Freiheitsstrafe angeordnet wird. Zusätzlich 
kann es den Verurteilten verpflichten, unbezahlte gemeinnützige Arbeit in der 
Freizeit bis zur Dauer von sechs Arbeitstagen zu verrichten.

(6) Erfolgt die Anordnung des Vollzuges wegen einer Zuwiderhandlung gegen
eine Aufenthaltsbeschränkung oder ein Tätigkeitsverbot, ist § 238 nicht anzu­
wenden. N


